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Freibetragssteigerung bei Hinterbliebenenrenten und mehr 

Neben der Steigerung der Renten (4,57 Prozent) ab 1. Juli gibt es eine Steigerung des Freibetrags für 
eigenes Einkommen bei Hinterbliebenenrenten auf netto monatlich 1.038 Euro (bisher 992 Euro). Für jedes 
waisenrentenberechtigte Kind erhöht er sich um 220 Euro. Als Witwe, Witwer oder eingetragene 
Lebenspartnerin oder -partner kann über ein höheres Nettoeinkommen verfügt werden, ohne dass sich dies 
auf die Hinterbliebenenrente auswirkt, und Waisen können zur Waisenrente unbegrenzt hinzuverdienen. 
Außerdem erhöht sich die Pfändungsfreigrenze. Pfändbare Beträge bei Rentnerinnen und Rentnern dürfen 
erst ab einem monatlichen Nettoeinkommen von 1.500 Euro (bisher 1.409 Euro) einbehalten werden. 
Wer eine Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bezieht, muss seit Januar 2024 die 
Mindesthinzuverdienstgrenze von rund 37.117 Euro jährlich beachten. Bei Renten wegen voller 
Erwerbsminderung liegt die Hinzuverdienstgrenze bei rund 18.558 Euro. 
Bei Bezug einer vorgezogenen Altersrente kann weiterhin beliebig viel hinzuverdient werden. 
Mehr dazu unter: www.deutsche-rentenversicherung.de 
Quellen: Deutsche Rentenversicherung, ihre-vorsorge.de 
 

Schenkungen 
(gekürzt) oder: „Mit warmer Hand geben“. Es scheint einfach zu sein, jemandem Geld zu schenken. Doch ist 
Rechtliches zu beachten, um eine Straftat zu vermeiden. Eine Schenkung in Höhe von 50.000 Euro zu 
Lebzeiten, die bei der Bank eingezahlt wird, ist nicht selten. Man hält sich an die Regeln des 
Geldwäschegesetzes (GwG) und erklärt der Bank, dass dieser Betrag eine Schenkung der Großeltern sei. 
Mit diesem Anliegen geben Sie der/dem Bankangestellten eine handschriftlich verfasste 
Schenkungsurkunde, da bei einem Betrag von über 10.000 Euro nach der Herkunft des Geldes gefragt wird. 
Weiterhin möchte die Bank wissen, woher die Großeltern so viel Bargeld haben und ob dieses Geld nicht 
aus illegalen Geschäften stamme. Nach Paragraf 516 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) müssen sich beide 
Parteien darüber einig sein, dass die Zuwendung unentgeltlich erfolgt, das heißt, der Beschenkte bekommt 
etwas geschenkt, ohne Gebühren und mit der Möglichkeit, darauf zu verzichten. 
Grundsätzlich dürfen Eltern ihren Kindern und Stiefkindern jeweils bis 400.000 Euro steuerfrei schenken. Bei 
Ehepartnern liegt die Grenze bei 500.000 Euro und Großeltern dürfen ihren Enkelkindern bis zu 200.000 
Euro schenken, ohne dass Steuern abgezogen werden. Unter Geschwistern, geschiedenen Ehegatten und 
allen übrigen Erwachsenen ab 18 Jahren, die der Steuerklasse II und III unterliegen, liegt der Betrag mit 
20.000 Euro wesentlich niedriger. Zu beachten ist, dass diese Freibeträge für einen Zeitraum von 10 Jahren 
gelten. Sind diese verstrichen, können Eltern erneut bis zu 400.000 Euro den Kindern steuerfrei schenken. 
Das gilt auch bei Schenkungen von Immobilien, Grundstücken, Kunst, Wertpapieren oder ähnlichem. Sollten 
die genannten Werte über den Freibeträgen liegen muss unter Umständen Schenkungssteuer gezahlt 
werden. Der überschreitende Betrag ist dann zu versteuern und richtet sich nach der Steuerklasse des 
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Beschenkten. Innerhalb von drei Monaten muss eine Schenkung, obwohl sie unter dem Steuerfreibetrag 
liegt, dem Finanzamt angezeigt werden. Grundlage ist der § 30 des Erbschafts- und 
Schenkungssteuergesetzes (ErbStG). Zur strafbaren Steuerhinterziehung kann es kommen, wenn es 
innerhalb der 10 Jahre zu mehreren Schenkungen kommt und so der steuerliche Freibetrag überschritten 
wird. Mehr dazu: siehe Quellen. 
Quellen: rechtsdokumente.de, finanztip.de, gesetze-im-internet.de 
 

Rehabilitation: Wunsch- und Wahlrecht 
Die Deutsche Rentenversicherung (DRV) rät Versicherten, die eine Reha beantragen, unbedingt von ihrem 
Wunsch- und Wahlrecht Gebrauch zu machen. Im Mittelpunkt einer medizinischen Rehabilitation stehen die 
individuellen Bedürfnisse, nicht nur das Krankheitsbild der zu behandelnden Menschen. Nur so können 
optimale Ergebnisse erzielt werden. Hierfür sollten dem zuständigen Rentenversicherungsträger genaue 
Wünsche und Vorstellungen zur Reha sowie der Klinik mitgeteilt werden. Ob stationär, teilstationär oder 
ganztägig ambulant, ebenso wie Zeitpunkt und Ort der Reha: Versicherte haben bei alldem ein 
Mitspracherecht. Ob die Wünsche umgesetzt werden können, prüft die Rentenversicherung. Die favorisierte 
Reha-Klinik muss für die Indikation geeignet sein, in angemessener Zeit erreichbar sein und über freie 
Kapazitäten verfügen. 
Ihre-Vorsorge empfiehlt folgende Seiten zu öffnen:  
Meine Rehabilitation: Ihr Wegweiser zu einer qualitätsgesicherten Reha-Einrichtung und 
Deutsche Rentenversicherung: Klinik-Standorte im Überblick  
Quellen: https://meine-rehabilitation.de, https://deutsche-rentenversicherung.de>reha_node  
 

Individuelle Gesundheitsleistungen (IGeL) 
(gekürzt) Krankenkassen übernehmen nicht alle Leistungen, die von Ärztinnen und Ärzten in Rechnung 
gestellt werden, nämlich Individuelle Gesundheitsleistungen (IGeL). Diese Leistungen gehören nicht zum 
Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung in der vertragsärztlichen Versorgung. Somit müssen 
diese Leistungen, wenn sie ausdrücklich von Patientinnen oder Patienten gewünscht werden, selbst bezahlt 
werden. Die meisten der Leistungen gehören in den Bereich der Früherkennung oder Vorsorge. Gesetzliche 
Krankenkassen übernehmen die Kosten in bestimmten Risikofällen oder bei begründetem 
Krankheitsverdacht. In allen anderen Fällen, in denen die zusätzlichen Untersuchungen auf eigenen Wunsch 
ohne medizinische Untersuchungen erfolgen, müssen aus eigener Tasche bezahlt werden. 
 
Bei Inanspruchnahme einer IGeL sollte auf Folgendes geachtet werden: 
  -Vor der Behandlung muss durch die Ärztin oder den Arzt darüber informiert werden, dass die 
Krankenkasse die Kosten der Untersuchung oder Behandlung möglicherweise nicht oder nur teilweise 
übernimmt.  
  -Sowohl über den Nutzen als auch über die Risiken der empfohlenen medizinischen Leistung muss 
ausführlich und verständlich informiert werden. 
  -IGel sind niemals dringlich! Zwischen Beratung und Behandlung muss eine ausreichende Bedenkzeit 
eingeräumt werden. Dieser Zeitraum sollte genutzt werden weitere Informationen für die vorgeschlagene 
Therapie einzuholen. 
  -Die Erstellung eines Kostenvoranschlags ist unumgänglich, damit finanzielle Überraschungen vermieden 
werden. Ärzte sind verpflichtet hierüber schriftlich zu informieren. 
  -Vor der Behandlung muss ein schriftlicher Vertrag zwischen dem Patienten und Arzt abgeschlossen 
werden in dem festgehalten wird, dass die Behandlung auf Patientenwunsch erfolgt und nicht durch die 
gesetzliche Krankenkasse abgerechnet werden kann. Hinweis: Wird kein Vertrag abgeschlossen, haben 
Patienten das Recht die Zahlung der Leistung zu verweigern. 
  -Nach dem Abschluss der Behandlung muss der Arzt eine Rechnung ausstellen, die sich an der 
Gebührenordnung für Ärzte (GOÄ) bzw. Zahnärzte (GOZ) orientiert und die einzelnen Leistungen aufführt. 
 
Es macht also Sinn, vor der Behandlung sich mit der Krankenkasse in Verbindung zu setzen und 
nachzufragen ob teilweise oder komplett eine Übernahme der Kosten möglich ist. Manche IGeL sind 
freiwillige Kassenleistungen und werden bei begründetem Krankheitsverdacht oder bestimmten 
Risikogruppen übernommen. Die Kosten einer Behandlung können erheblich sein. Steuerlich abziehbar sind 
nur Aufwendungen, die dazu dienen, eine Krankheit zu heilen oder deren Folgen erträglich zu machen, 
Diagnose-Untersuchungen und Akupunktur zur Migräneprophylaxe gehören ebenfalls dazu. Bei allen 
anderen Maßnahmen wird es ohne vorheriges amtsärztliches Attest oder die amtsärztliche Bescheinigung 
eines Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung Probleme geben. Viele IGeL sind medizinisch 
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sinnvoll oder sogar notwendig, dienen aber lediglich der Vorbeugung von Krankheiten (Beratung, Impfung). 
Andere tun gut, sind aber nicht absetzbar. 
Quelle: steuertipps.de 
 

DRK: Mangel an Blutkonserven 
Zum Anlass des Weltblutspendetages am 14. Juni 2024 und dem ständigen Mangel an Blutkonserven wies 
der DRK-Blutspendedienst hin. Aktuell geht die Bereitschaft zur Blutspende merklich zurück. Große 
Versorgungslücken haben lebensbedrohliche Auswirkungen. Durch sportliche Großereignisse und der 
Beginn der Sommerferien geht der Fokus auf die Blutspende verloren, so dass der Status in den Depots seit 
Mai relativ niedrig ist. Die DRK-Spendedienste appellieren daher eindringlich, jetzt und in den nächsten 
Wochen Blut zu spenden.  Etwa 20 Prozent der Blutkonserven werden laut DRK allein für Krebspatienten 
benötigt. Die für diese Patientengruppe wichtigen Blutplättchen sind aber nur vier Tage haltbar. In den 
Depots müssen auch die sechs Wochen haltbaren Konzentrate aus roten Blutkörperchen über alle 
Blutgruppen hinweg vorrätig sein. Neben der genannten Patientengruppe entfallen die verbleibenden 80 
Prozent auf Patienten mit Herz-, Magen- und Darmerkrankungen. 
Hinweis: Mit der Änderung des Transfusionsgesetzes und der Novellierung der „Richtlinie Hämotherapie“ 
gibt es - keine obere Altersgrenze - mehr. Allerdings findet bei der ersten Spende und nun ab dem 60. 
Lebensjahr zusätzlich alle 5 Jahre eine ärztliche Spendereignungs-Prüfung statt. Entgegen veralteter 
Meinung sind auch Ruheständler höheren Alters aufgerufen Blut zu spenden! 
Mehr: https://www.blutspendedienst.com  > Blutspende > Voraussetzung für die Blutspende-
Blutspendedienst 
Quelle: Deutsche Rotes Kreuz (DRK) 
 

Steuererklärung 2023: Veraltete Formulare 
Bis zum 2. September ist noch etwas Zeit, aber in der Anlage SO „Sonstige Einkünfte“ befindet sich ein 
Überbleibsel vergangener Tage, der ignoriert werden kann, so der Bund der Steuerzahler (BdSt). In der Zeile 
17 der Anlage werden Angaben zur Gas- und Wärmepreisbremse nachgefragt. Ursprünglich sollte hier 
eingetragen werden, wie hoch die Entlastung war, die im Zuge der sogenannten Soforthilfe im Dezember 
2022 gezahlt wurde.  
Das ursprüngliche Gesetz regelte, dass die gewährte Förderung nachversteuert werden muss, sobald 
Steuerzahler im Jahr 2023 ein zu versteuerndes Einkommen von mindestens 66.915 Euro beziehungsweise 
133.830 Euro bei Zusammenveranlagung haben. 
Weil die Bundesregierung den damit verbundenen Verwaltungsaufwand aber als zu hoch einschätzte, wurde 
die nachträgliche Besteuerung der Preisbremsen im Dezember 2023 gänzlich aufgehoben. Die Formulare 
existierten aber zu dem Zeitpunkt schon. Bei analoger Bearbeitung der Steuererklärung 2023 kann diese 
Stelle übersprungen werden, bei online Erstellung wird darauf hingewiesen. 
Quellen: Bund der Steuerzahler (BdSt), ihre-vorsorge.de 
 

Zuschuss zur Krankenversicherung 
(gekürzt) Rentnerinnen und Rentner können von der gesetzlichen Rentenversicherung einen 
Beitragszuschuss erhalten, wenn sie privat oder freiwillig krankenversichert sind. Dieser Zuschuss muss 
beantragt werden, etwa zusammen mit der Rente. Die Höhe des Zuschusses für freiwillig Versicherte hängt 
von der individuellen Rentenhöhe, dem allgemeinen Beitragssatz der gesetzlichen Krankenversicherung und 
dem Zusatzbeitrag der eigenen Krankenkasse ab. Der allgemeine Beitragssatz beträgt derzeit 14,6 Prozent. 
Er wird für die Berechnung des Zuschusses um die Beitragssatzpunkte des Zusatzbeitrags der eigenen 
Krankenkasse erhöht. Das Ergebnis wird halbiert und ergibt dann die Berechnungsgrundlage für den 
Zuschuss. 
Für privat versicherte Rentner wird der Zuschuss grundsätzlich wie bei freiwillig Versicherten berechnet. Als 
Zusatzbeitrag wird der durchschnittliche Zusatzbeitrag der gesetzlichen Krankenversicherung zugrunde 
gelegt. Dieser liegt derzeit bei 1,7 Prozent. Der Beitragszuschuss wird maximal in Höhe der Hälfte der 
Versicherungsprämie gezahlt.  
Bei Fragen zum Thema hilft die Deutsche Rentenversicherung (DRV) unter der kostenlosen 
Servicetelefonnummer 0800 1000 4800. Im Internet steht die Broschüre „Rentner und ihre 
Krankenversicherung“ zum Download bereit. 
Quellen: Deutsche Rentenversicherung (DRV), Krankenversicherung der Rentner (KVdR) 
 
 


